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Auf dieser Seite erhalten Sie Praxistipps und erste Hinweise zu Informationen, die in vielen Fällen
auf unserem Online-Portal vertieft bzw. ergänzt werden. Geben Sie dort in die Suchmaske einfach
die zu den einzelnen Hinweisen angegebene Dokumentennummer ein.

Wenn auch Sie interessante Neuigkeiten für unsere Leser haben, freuen wir uns auf Ihre Nachricht.

Bundesregierung beschließt Entwurf des Änderungsgesetzes zum EnWG 2011
Die Regierung hat am 29.8.2012 den Entwurf des »Dritten Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vor-
schriften« beschlossen und dem Bundesrat zugeleitet. Es sollen insbesondere ein verbindlicher Offshore-Netzentwick-
lungsplan sowie Regelungen zur Haftung bei Errichtung und Betrieb von Netzanbindungsleitungen für Offshore-Wind-
parks eingeführt werden. Der Bundesverband der deutschen Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) begrüßt den Off-
shore-Netzentwicklungsplan ausdrücklich. Damit werde ein erforderlicher Systemwechsel bei der Netzanbindung von
Offshore-Windparks eingeleitet. Der Verband sieht jedoch in seiner Stellungnahme vom 13.9.2012 bei mehreren Rege-
lungen konkreten Nachbesserungsbedarf.

Daneben ist beabsichtigt, auch § 6b EnWG zur Rechnungslegung und Buchführung von Energieversorgungsunterneh-
men zu ändern. In seiner ersten Stellungnahme dazu regt das Institut der Wirtschaftsprüfer (IdW) u.a. eine Klarstellung
von Begriffen an, wie etwa den der »energiespezifische Dienstleistungen«, und rät dringend zu einer Übergangsrege-
lung, um Zweifelsfragen von Anfang an zu vermeiden. mehr ==> DokNr. 12001741

BGH: Preisbildungsfaktoren als Indiz für missbräuchlich überhöhten Preis
Der BGH (Beschluss vom 15.5.2012 – KVR 51/11) erweitert den Spielraum der Kartellbehörden in Verfahren der Wasser-
preiskontrolle. Die Vergleichsmarktbetrachtung ist nicht die einzige Art, wie die Kartellbehörde ermitteln kann, ob der
hypothetische Wettbewerbspreis überschritten ist. Wenn es – wie im Bereich der Trinkwasserversorgung – keine Märkte
mit wirksamem Wettbewerb gebe, könnten auch andere Methoden angezeigt sein, wie etwa die Überprüfung von Preis-
bildungsfaktoren (Kostenprüfung). Zwar kann nicht die Art der Preisfindung als solche, sondern nur deren Ergebnis den
Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung darstellen. Eine bestimmte Art der Kalkulation schreibt der BGH des-
halb nicht vor. Aber der Ansatz von Preisbildungsfaktoren, von denen anzunehmen ist, dass auf ihrer Grundlage kalku-
lierte Preise bei wirksamem Wettbewerb auf dem Markt nicht durchgesetzt werden könnten, kann ein Indiz für einen
missbräuchlich überhöhten Preis sein. Daher hat das betroffene Unternehmen seine (bestehende) Preiskalkulation gegen-
über der Kartellbehörde offen zu legen. mehr ==> DokNr. 12001742

BFH: Rückstellung für Kosten einer zukünftigen Betriebsprüfung bei Großbetrieb
Der BFH bestätigt mit Urteil vom 6.6.2012 – I R 99/10, dass die überwiegende Wahrscheinlichkeit einer Betriebsprüfung
zur Bildung für die Rückstellung einer ungewissen Verbindlichkeit ausreicht. Das FA vertrat die Auffassung, die gebil-
dete Rückstellung für künftige Betriebsprüfungskosten sei nicht anzuerkennen, weil es im Zeitpunkt der Bilanzaufstel-
lung an einer Prüfungsanordnung gefehlt habe. Dagegen hat der BFH entschieden, dass in der Steuerbilanz eines i.S. von
§ 3 BpO 2000 eingestuften Großbetriebs Rückstellungen für die im Zusammenhang mit einer Außenprüfung bestehenden
Mitwirkungspflichten gemäß § 200 AO, soweit diese die am jeweiligen Bilanzstichtag bereits abgelaufenen Wirtschafts-
jahre (Prüfungsjahre) betreffen, grundsätzlich auch vor Erlass einer Prüfungsanordnung zu bilden sind.

mehr ==> DokNr. 12001743

Die elektronische Lohnsteuerkarte startet. Freibeträge müssen neu beantragt werden!
Die elektronische Lohnsteuerkarte geht zum 1. Januar 2013 an den Start. Ab diesem Zeitpunkt haben alle Arbeitgeber
die Möglichkeit, in das elektronische Verfahren einzusteigen und die ELStAM ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer anzuwenden. ELStAM – das ist die Abkürzung für »Elektronischen LohnSteuerAbzugsMerkmale« – und steht
z.B. für Freibeträge, Steuerklasse, Kinderfreibeträge. In den letzten Jahren wurden die Freibeträge aus den Vorjahren
automatisch übernommen. Vor der Umstellung auf die elektronische Lohnsteuerkarte müssen vorhandenen Freibeträge
unbedingt neu beantragen werden. Ansonsten kann es Auswirkungen auf den Nettolohn haben.

mehr ==> DokNr. 12001744

BFH: Für den Investitionsabzugsbetrag des § 7 EStG müssen Betriebsgründer die verbindliche
Bestellung einer Anlage nicht zwingend nachweisen
Für kleine und mittelgroße Betriebe hat der BFH mit Urteil vom 20.6.2012 – X R 42/11 die Nachweispflichten für Betriebs-
gründer, die einen Investitionsabzugsbetrag geltend machen, erleichtert. Mit der bestehenden Neufassung des § 7g EStG
ist die Vorlage einer verbindlichen Bestellung nicht mehr zwingend Voraussetzung. Bei einem neugegründeten Photo-
voltaikbetrieb konnten die Betreiber die Investitionsförderung beanspruchen, auch wenn sie die Anlage am 31.12. des
Vorjahres noch nicht verbindlich bestellt hatten, die spätere Durchführung der Investition aber aus anderen Gründen be-
reits absehbar war. mehr ==> DokNr. 12001745
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